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Luxemburg begrüßt den
Vorschlag der

EU-Kommission, dassbei
Personenkontrollen

biometrische Merkmale
Eingangfinden. Doch die
einzelnen Verfahrensind
allesandere alsfehlerfrei.

"Ein wichtiger Schritt hin zu
einem europäischen Raum der
Freiheit, der Sicherheit und der
Justiz." Mit diesen Worten hat
Luxemburgs Justizminister Luc
Friedenin der vergangenen Wo-
che einen Vorschlag der EU-
Kommission zu biometrischen
Merkmalen in den Visa von
Nicht-EU-BürgerInnen begrüßt.
Deren Aufenthaltstitel sollen
künftig mit Fingerabdrücken
und mit einer so genannten Ge-
sichtsbildspeicherung versehen
werden.
Bereits i m vergangenen Jahr

hatte die Europäische Union die
Fotopflicht auf Visa und Pässen
eingeführt. Belgien, Luxemburg,
Deutschland und den Niederlan-
den ging dies nicht weit genug.
Biometrische Daten gehörten
mit auf die Dokumente, so deren
Einwand. ImJuni bekräftigte der
Europäische RatinThessaloniki,
dass "ein kohärenter Ansatz"
verfolgt werden müsse, der "in
harmonisierte Lösungen für Do-
kumente für Staatsangehörige
von Drittländern, Pässe für EU-
Bürger und Informationssyste-
me mündet."
I mKlartext: EU- und Nicht-EU-

BürgerInnen sollen künftig nach
ihren so genannten biometri-
schen Merkmalen registriert
werden. Personenkontrollen
nach solchen Kriterien würden
nicht nur die Fälschung von Do-

kumenten erschweren, sondern
zugleich auch die Arbeit der Po-
lizei undder Zollfahnder erleich-
tern, teilte das luxemburgische
Justizministerium mit. Damit
"biometrischen Pässe" europä-
ischer Standard werden, müssen
die einzelnen Staaten nur noch
zusti mmen. Luxemburg scheint
dazugewillt, geht aus einer Stel-
lungnahme des Justizministers
gegenüber den Medien vomAn-
fang der Woche hervor: Wenn
nicht alle EU-Mitgliedsländer
mitmachen wollten, wäre ein Al-
leingang der Benelux-Länder
und Deutschlands denkbar, so
Frieden.
Die Biometrieist seit dem11.

September 2001 bei Verfechte-
rInnen des internationalen
Kampfes gegen den Terrorismus
in Mode gekommen. Nach den
Terroranschlägen setzten sie in
ihrem Feldzug auf digitale Fin-
gerprints sowie auf Iris- und
Gesichtserkennung. Zu den eif-
rigsten Befürwortern der Tech-
nik zählen die USA, während
in Deutschland bereits i m
Herbst 2001 mit den beiden An-
ti-Terror-Paketen die gesetzliche
Grundlagefür eine biometrische
Identitätskontrolle geschaffen
wurde.
Mittlerweile ist die Euphorie

über die Kontroll möglichkeiten
der Ernüchterung gewichen. Die
Technologie zeigte sichals noch
nicht ausgereift, ihre Fehlerquo-
te einfach zu hoch. Zudem er-
wiesen sich die Überwachungs-
systeme für größere Nutzerkrei-
se bislang als nicht geeignet.
"Mit der Biometriefasst mankei-
ne Terroristen", meint der Berli-
ner Spezialist für Grenzkontroll-
systeme, Benedikt Ahlers. "Die
haben meist echte Papiere."
Dennoch zählen die biometri-
schen Systeme zu einemlukrati-
ven Geschäftsfeld. Fieberhaft
werden die einzelnen Verfahren
weiterentwickelt. Inzwischen
gibt es einen internationalen
Standard, vorgelegt von der In-
ternationalen Zivilluftfahrt-Be-
hörde, den die EU bei der Aus-
wahl der am besten geeigneten
Methode heranzieht.
Dabei stehen vor allem vier

Verfahren zur Debatte: Iris-Er-
kennung, Gesichtserkennung,
Handvermessung und Fingerab-
drücke. Allen gemeinsamist der
Vergleich von Körpermerkmalen
mit vorher abgespeicherten
Mustern. Diese liegen entweder
in verschlüsselter Form auf ei-
ner Chipkarte oder einer großen
Datenbank vor. Während das
Vermessen der ganzen Hand we-
gen seiner Unzuverlässigkeit
schon früh ausschied, gilt die
Iris-Erkennung unter Fachleuten
als besonders zuverlässig: Sie
stützt sich auf die Tatsache,
dass die Regenbogenhaut jedes
Individuums eine unverwechsel-
bareStruktur besitzt.
Serienreif ist die in den USA

entwickelte Iris-Erkennung erst
seit 1999. Die Forschungszent-
ren von BMWund Mercedes ha-
ben entsprechende Anlagen an
ihren Türen installiert. Dem-
nächst will sie das deutsche In-
nenministerium am Frankfurter
Flughafen testen. "Ich halte die
Iris-Erkennungfür das beste bio-
metrische Verfahren", so Thilo
Weichert, Vorsitzender der Deut-
schen Gesellschaft für Daten-

schutz. Die Methode hat einen
gravierenden Haken: Sie ist die
teuerste. Zu Buche schlagenvor
allemdie hohenPatentkosten.
Vieles spricht deshalb dafür,

dass sich Gesichtserkennung
und Fingerabdrücke durchset-
zen werden: Bei Ersterer wird
das Passfoto eingelesen, zeit-
gleich fertigt eine Videokamera
ein Bild der zu kontrollierenden
Person an. Beide Fotos können
an Ort und Stelle miteinander
verglichen werden. Der Compu-
ter machti mPrinzipdas Gleiche
wie ein Zollbeamter, nur dass er
noch mehr Details unterschei-
den kann. Dabei hilft es nicht,
wenn man sich zumBeispiel i m
UrlaubeinenBart wachsenlässt.
In den USAhat die Polizei -juris-
tisch fragwürdig - die Gesichts-
erkennung bei mFinale der Foot-
ball-Meisterschaft getestet, in-
dem sie alle ZuschauerInnen
fil mte und mit einer Verbrecher-
kartei verglich. Das Verfahrenist
jedochalles andereals zuverläs-
sig: Eine i mFrühjahr veröffent-
lichte US-Studie kamzu demEr-
gebnis, dass die Gesichtserken-
nung selbst unter Idealbedin-
gungen nur eine Identifikations-
quote von etwa 90 Prozent auf-
weist, bei Außenaufnahmensind
es sogar nur 50 Prozent.
Da bleibt noch der gute alte

Fingerabdruck: Die Wahrschein-
lichkeit, dass zwei Menschen
dengleichenhaben, wirdauf we-
niger als eins zu einer Milliarde
geschätzt. Der digitale Fingerab-
druckist nicht zuletzt bei militä-
rischen Einrichtungen und For-
schungszentren der Rüstungsin-
dustrie verbreitet, aber auchbei
Banken kommt die Technologie
zumEinsatz - trotz einer Fehler-
rate von etwa zehn Prozent.
Dass das Systemrelativ einfach
zu überlisten ist, bewies ein ja-
panischer Wissenschaftler, der
es mit Hilfe eines Kunstfingers
täuschte. Die Schwächen des di-
gitalen Fingerabdrucks bekam
auch der deutsche Innenminis-
ter Otto Schilyzu spüren, als er
die Bundesdruckerei in Berlin
besuchte. Der Versuch, denPoli-
tiker an seinem Fingerabdruck
zuidentifizieren, scheiterte drei
Mal.
Bedenken äußern zudem die

DatenschützerInnen: Gesichts-
bilder undFingerabdrückekönn-
ten unabsichtlich hinterlassen
werden und deshalb auchleich-
ter willkürlich gesammelt wer-
den. Besonders bei einer zentra-
len Speicherung besteht nach
Ansicht der DatenschützerInnen
die Gefahr einer Verletzung der
Privatsphäre - und des Miss-
brauchs durch privilegierte Su-
per-User. Die BürgerInnen wür-
den zu "digitalen Untertanen".
So meint TonyBunyanvonState-
watch zum Vorschlag der EU-
Kommission: "These proposals
are yet another result of the
' war on terrorism' which show
thatthe EUisjust as keenasthe
USA to introduce systems of
mass surveillance which have
much more to do with political
and social control than fighting
terrorism."
Eine bundesweite Datei werde

in Deutschland nicht eingerich-
tet, entwarnt Ira van Wahl, Pres-
sesprecherin des Bundesbeauf-
tragten für Datenschutz. In Lu-
xemburg werden hingegensämt-
liche Pässe zentralisiert. Doch
die Gefahr eines Überwachungs-
staates sieht Minister Frieden
freilichnicht.

StefanKunzmann

Hypokrisie mit System
Ei ne Woche ist es her, dass das RTL-Fernsehen den
Skandal sendete. Ei ne Escher Lehreri n, so der Beitrag,
hatte sich geweigert, ei n i n sei ner Entwickl ung zurück
gebliebenes Kind i n den Regelschul unterricht aufzu-
nehmen. Doch während der Vater, die verantwortliche
Schulbehörde, die Bürgermeisteri n und die Bil dungs-
ministeri n sich empört vor dem Mikro äußern konnten
und von diszi pli narischen Konsequenzen die Rede war
- die betroffene Lehreri n kam nicht zu Wort. "I ch weiß
bis heute nicht, was mir offiziell vorgeworfen wird",
sagte die Frau gegenüber der woxx. Auch der Fernseh-
sender habe sie nicht um ihre Positi on gefragt. Die
woxx fragte bei m verantwortlichen RTL-Journalisten
nach, ob mit jener Unterlassung die journalistische
Sorgfaltspflicht tangiert sei. Sei ne Antwort: Er habe die
Frau "nicht i ns Fenster stellen wollen".
Dem Radio 100, 7 gegenüber gab die Lehreri n zur Be-
gründung für i hre ablehnende Haltung an, sie habe
sich der Sache nicht gewachsen gefühlt, sei für die I n-
tegrati on nicht qualifiziert, es fehle zudeman Ressour-
cen. I m Gespräch mit der woxx stellte sie außerdem
richti g, sie habe erst vor der Rentrée Kenntnis davon
erhalten, dass das Kind i n i hre Klasse kommen solle
und danach "verzweifelt versucht, an die Verantwortli-
chen zu kommen". Der zuständige I nspektor sei jedoch
wiederholt nicht erreichbar gewesen. "Ei n geisti g be-
hi ndertes Kind gehört nicht i n die Regelschule", so
schil derte die Lehreri n i hren Standpunkt i n der I nte-
grati onsdebatte der woxx. Sie besteht darauf, mit-ent-
scheiden zu können, ob ei n behi ndertes Kind i n i hre
Klasse komme oder nicht.
Auch wenn diese Haltung zu kritisieren ist - für ei ne
Ei nschätzung der "I ntegrierbarkeit" ist laut Gesetz ei n
Experten-Komitee zuständig, Eltern haben zudem das
verbriefte Recht, i hr behi ndertes Ki nd i m Regel unter-
richt unterzubri ngen -, der Streit hilft der I ntegrati on
des Ki ndes sicher nicht. Das europäische Programm
Heli os 2 zugunsten behi nderter Menschen betont zu-
dem, dass I ntegrati on geli ngen kann, wenn "die Regie-
rung sich dafür i nteressiert ..., der Klassenlehrer ei ne
positive Ei nstell ung zur I ntegrati on offenbart, zusätzli-
che personelle und materielle Ausstattung gewährleis-
tet sowie Zusammenarbeit geleistet wird".
All diese Bedi ngungen si nd hier zu Lande i mmer noch
nicht gegeben - das ist der ei gentliche Skandal. Die
Ministeri n aber darf sich i mFernsehen als Verfechteri n
der I ntegrati on geben, freilich ohne zu sagen, dass i n
i hrem Ministeri um seit ei ni ger Zeit Überlegungen kur-
sieren, das Recht der Eltern wieder ei nzuschränken.

Tritium, Caesium, Hydrazin
Am Anfang war das Triti um. Erste kritische Sti mmen
zum Genehmigungsverfahren für die Ableitungen aus
dem KKW Cattenom monierten, dass der Grenzwert
für diesen Stoff erhöht werde. Das Triti um sei eher
harmlos, kritisch seien dagegen Substanzen wie Cae-
si um 137, hieß es dann i n ei ner vom Mouvement éco-
logi que vorgestellten Studie. Der Caesi um-Grenzwert
werde zwar nicht erhöht, doch die Ableitungen lägen
schon jetzt weit oberhal b der i n Deutschland üblichen
Werte. Schließlich erschien noch ei ne von Déi Gréng
bestellte Studie: Die Erhöhung des Triti um-Ausstoßes
sei skandalös, weil damit der Grenzwert an die vorpro-
grammierten Zwischenfälle mit radi oaktiver Verseu-
chung angepasst werde, hieß es dort. Kaum verwun-
derlich, dass auch die Regierungen von Luxemburg
und dem Saarland sich nur darüber ei ni g si nd, dass
sie mehr oder weni ger dagegen si nd. Während die
Saarländer Verantwortlichen vor allemgegen die Erhö-
hung der Triti um-Werte vorgehen wollen, legt der Lu-
xemburger Umweltminister die Betonung auf die Kritik
an den Ableitungen gifti ger chemischer Substanzen
wie dem Hydrazi n. Triti um dagegen habe kei ne rele-
vanten Auswirkungen auf die Gesundheit. Und das Ex-
pertenkarussel dreht sich weiter: Am Freitag, 3. Okto-
ber, wird Greenpeace sei nerseits ei ne Studie des Crii-
rad-Laboratori ums vorstellen.
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Technik mit Tücken

Digital ist besser: BeimmodernenFingerabdrucksinddie Zeiten von
Stempelkissen undPapier vorbei. (Foto: Archiv)

HoheFehlerquote: Die Schwächen des biometrischen Gesichtserken-
nungsverfahrens könnenjedeNtreffen.


